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A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen,

I.	 zu berichten,

	 1.	 �welche Maßnahmen die Landesregierung ergreift und ob sie finanzielle Mit-
tel aufbringt, um die effektive Zusammenarbeit diverser Ämter und Behör-
den mit den Kommunen zu garantieren;

	 2.	 in welchem Entwicklungsstadium sich diese Maßnahmen befinden;

	 3.	 �ob die Priorisierung einer Dienstleistung nach dem Umsetzungskatalog des 
Onlinezugangsgesetzes einen Einfluss auf den Zeitpunkt der Einführung der 
jeweiligen Dienstleistung hat und wenn ja, wann diese Zeitpunkte sein werden;

	 4.	 �wenn nein, ob es einen allgemeinen konkreten Zeitplan gibt, welche Dienst-
leistungen die Bürgerinnen und Bürger ab wann online in Anspruch nehmen 
können;

	 5.	 �warum in acht Landkreisen und über 400 Kommunen noch keine Einbin-
dung von Service-BW stattfand und wie dies bis wann geändert wird;

	 6.	 �ob die Landesregierung plant, die Kommunen zu sanktionieren, insofern 
keine Einbindung von Service-BW bzw. keine allgemeine Einbindung von 
E-Diensten stattfindet und wenn ja, ab wann und wie dies geschehen soll;

	 7.	 �ob die Landesregierung die Kommunen dauerhaft auch nach der Einführung 
von Online-Dienstleistungen z. B. durch finanzielle Mittel unterstützt und 
wenn ja, wie und in welcher Höhe;
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	   8.	 �wie viel von den im Nachtragshaushalt 2018/19 veranschlagten 9,4 Mio. 
Euro (Titel 534 66 und 631 66) bereits für die digitale Infrastruktur sowie 
die Entwicklung von Online-Dienstleistungen abgeflossen sind;

	   9.	 �welche Empfehlungen der IT-Kooperationsrat im Zuge der Digitalisierung 
der öffentlichen Verwaltungen abgab bzw. abgibt;

	 10.	 �ob der Landesregierung der E-Government-Beirat in Schleswig-Holstein 
bekannt ist, der neben Vertretern von Land und Kommunen auch die In-
dustrie- und Handelskammern in die strategische Ausrichtung und Weiter-
entwicklung von E-Government und Digitalisierung miteinbezieht und ob 
sie ein vergleichbares Vorgehen in Baden-Württemberg anstrebt;

	 11.	 �ob es bereits Projekte auf Landesebene oder im kommunalen Bereich gibt, 
in denen erste Erfahrungen zur Umsetzung des OZG gewonnen wurden 
oder werden;

	 12.	 �wie das Land Baden-Württemberg bei der Zusammenarbeit zwischen Bund 
und Ländern die Federführung in der Themenfeldbearbeitung „Mobilität & 
Reisen“ erlangt hat und warum es sich um exakt dieses Themenfeld han-
delt;

II.	� �dem Landtag einmal jährlich über den Umsetzungsstand des OZG sowie der 
Zusammenarbeit zwischen Land und Kommunen zu berichten.

4.6.2019

Dr. Rülke 
und Fraktion

Beg r ü n d u n g

Bis Ende 2022 soll die vollständige Digitalisierung aller Verwaltungsdienstleis-
tungen abgeschlossen sein. Der OZG-Umsetzungskatalog erfasst und klassifiziert 
insgesamt 575 Verwaltungsleistungen, die im Rahmen der Umsetzung des On-
linezugangsgesetzes online angeboten werden müssen. Behörden und Kommunen 
stehen hierbei vor einer großen Herausforderung, bei der sie auf die Unterstüt-
zung der Landesregierung angewiesen sind. Der Antrag dient dazu, einen Über-
blick über unterstützende Maßnahmen und das detaillierte Vorgehen der Landes-
regierung zu bekommen.

E r g ä n z e n d e  S t e l l u n g n a hme

Mit Schreiben vom 31. März 2023 Nr. IM5-0274.5-32/132/4IM5-0274.5-32/132 
berichtet das Ministerium des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen auf 
Grundlage des Antrags 16/6381, Ziffer II ergänzend wie folgt:
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